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Referentenentwurf 

des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales 

Entwurf eines Gesetzes zur Regelung eines Sanktionsmoratoriums 
(Sanktionsmoratorium) 

A. Problem und Ziel 

Mit der Einführung eines Bürgergeldes ist vorgesehen, die vom Bundesverfassungsgericht 
im Jahr 2019 geforderte Neuregelung der Leistungsminderungen (sogenannte Sanktionen) 
vorzunehmen. Ein Moratorium soll die geltenden Sanktionsregelungen nun im Hinblick da-
rauf bis zum Jahresende 2022 befristet außer Kraft setzen. Danach soll das Bürgergeld die 
Mitwirkungspflichten neu regeln. 

B. Lösung 

Der Koalitionsvertrag sieht die Einführung eines Bürgergeldes vor. In diesem Zusammen-
hang soll auch die vom Bundesverfassungsgericht im Jahr 2019 geforderte gesetzliche 
Neuregelung der SGB II-Sanktionen erfolgen. Als Zwischenschritt zu einer gesetzlichen 
Neuregelung werden die Sanktionen befristet bis zum 31. Dezember 2022 ausgesetzt. Da-
nach soll das Bürgergeld die Mitwirkungspflichten neu regeln. Die vorliegenden wissen-
schaftlichen Erkenntnisse und die praktischen Erfahrungen aus der Zeit der Pandemie kön-
nen ausgewertet und in die Konzeption des Bürgergeldes einbezogen werden. 

C. Alternativen 

Keine. Das Bundesverfassungsgericht hat den Gesetzgeber zu einer Neuregelung der 
Sanktionen aufgefordert. Zu einer gesetzlichen Neuregelung, die durch dieses Gesetz ein-
geleitet wird, gibt es daher keine Alternative. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

In der Grundsicherung für Arbeitsuchende nach dem SGB II führt das Sanktionsmoratorium 
zu mittelbaren Mehrausgaben bei den Leistungen zum Lebensunterhalt in Höhe von rund 
18 Millionen Euro im Jahr 2022. Davon entfallen rund 17,4 Millionen Euro auf den Bund und 
rund 0,6 Million Euro auf die Kommunen. 

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Die Bürgerinnen und Bürger werden durch das Sanktionsmoratorium in der Grundsicherung 
für Arbeitsuchende um rund 17.000 Stunden Erfüllungsaufwand entlastet. 
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E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft  

Für die Wirtschaft ergeben sich durch den Gesetzentwurf keine Auswirkungen auf den Er-
füllungsaufwand. 

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten 

Keine. 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Den Trägern der Grundsicherung für Arbeitsuchende entstehen durch das Sanktionsmora-
torium Einsparungen beim Erfüllungsaufwand in Höhe von rund 3,4 Millionen Euro. 

F. Weitere Kosten 

Der Wirtschaft, einschließlich mittelständischer Unternehmen, entstehen keine direkten 
sonstigen Kosten. 

Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucher-
preisniveau, sind nicht zu erwarten. 
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Referentenentwurf des Bundesministeriums für Arbeit und 
Soziales 

Entwurf eines Gesetzes zur Regelung eines Sanktionsmoratoriums 

(Sanktionsmoratorium) 

Vom ... 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch 

Das Zweite Buch Sozialgesetzbuch – Grundsicherung für Arbeitsuchende – in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 13. Mai 2011 (BGBl. I S. 850, 2094), das zuletzt durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 22. November 2021 (BGBl. I S. 4906) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird folgende Angabe angefügt: 

„§ 84 Übergangsregelung zu Rechtsfolgen bei Pflichtverletzungen und Meldeversäumnissen.“ 

2. Folgender § 84 wird angefügt: 

„§ 84 

Übergangsregelung zu Rechtsfolgen bei Pflichtverletzungen und Meldeversäumnis-
sen 

Die Anwendung der §§ 31a, 31b und 32 wird bis zum 31. Dezember 2022 ausgesetzt.“ 

Artikel 2 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 



 - 4 -  

 

Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 

Das Bundesverfassungsgericht hat am 5. November 2019 zu den Leistungsminderungen 
(sog. „Sanktionen“) in der Grundsicherung für Arbeitsuchende geurteilt (1 BvL 7/16). Dem-
nach darf der Gesetzgeber grundsätzlich Mitwirkungspflichten mithilfe von Leistungsminde-
rungen durchsetzen. Allerdings sind bestimmte Sanktionsregelungen mit dem Grundrecht 
auf ein menschenwürdiges Existenzminimum unvereinbar. Bis zum Inkrafttreten einer ge-
setzlichen Neuregelung hat das Bundesverfassungsgericht Übergangsregelungen ange-
ordnet, die bundesweit in den Jobcentern Anwendung finden.  

Der Koalitionsvertrag „Mehr Fortschritt wagen“ für die 20. Legislaturperiode sieht die Ein-
führung eines Bürgergeldes vor. In diesem Zusammenhang soll auch die vom Bundesver-
fassungsgericht geforderte gesetzliche Neuregelung der SGB II-Sanktionen erfolgen. Als 
Zwischenschritt bis zur gesetzlichen Neuregelung werden die Sanktionen bis zum 31. De-
zember 2022 ausgesetzt. Danach wird das Bürgergeld die Mitwirkungspflichten neuregeln. 
Die vorliegenden wissenschaftlichen Erkenntnisse und praktischen Erfahrungen aus der 
Zeit der Pandemie können ausgewertet und in die Konzeption des Bürgergeldes einbezo-
gen werden. 

 

II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 

Mit diesem Gesetz wird die vom Bundesverfassungsgericht geforderte Neuregelung der 
Leistungsminderungen in der Grundsicherung für Arbeitsuchende vorbereitet, in dem die 
geltenden Sanktionsvorschriften ausgesetzt werden. Anschließend soll die mit dem Bürger-
geld geplante Neuregelung der Leistungsminderungen in Kraft treten. 

III. Alternativen 

Keine. Das Bundesverfassungsgericht hat den Gesetzgeber zu einer Neuregelung der Leis-
tungsminderungen aufgefordert. Zu einer gesetzlichen Neuregelung, die durch dieses Ge-
setz eingeleitet wird, gibt es daher keine Alternative. 

IV. Gesetzgebungskompetenz 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes folgt für die Änderungen des SGB II aus Arti-
kel 74 Absatz 1 Nummer 7 des Grundgesetzes (öffentliche Fürsorge) in Verbindung mit Ar-
tikel 72 Absatz 2 des Grundgesetzes. Der Bund hat die Gesetzgebungskompetenz im Be-
reich der Grundsicherung für Arbeitsuchende, da hier die Herstellung gleichwertiger Le-
bensverhältnisse im Bundesgebiet und die Wahrung der Rechts- oder Wirtschaftseinheit im 
gesamtstaatlichen Interesse mit einer bundesgesetzlichen Regelung erforderlich ist (Arti-
kel 72 Absatz 2 des Grundgesetzes). Nur durch die Gesetzgebung des Bundes lassen sich 
einheitliche Lebensverhältnisse gewährleisten. In der Bundesrepublik Deutschland beste-
hen hinsichtlich des Beschäftigungsstandes und Einkommensniveaus erhebliche regionale 
Unterschiede. Durch eine einheitliche Bundesgesetzgebung im Bereich der öffentlichen 
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Fürsorge wird verhindert, dass sich innerhalb der Bundesrepublik Deutschland das Sozial-
gefüge auseinanderentwickelt.  

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen 
Verträgen 

Der Gesetzentwurf ist mit dem Recht der Europäischen Union und mit den völkerrechtlichen 
Verträgen, die die Bundesrepublik Deutschland geschlossen hat, vereinbar. 

VI. Gesetzesfolgen 

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung 

Die Aussetzung der Sanktionsvorschriften erleichtert die Verwaltung um den mit der An-
wendung der Regelungen verbundenen Verwaltungsaufwand. 

2. Nachhaltigkeitsaspekte 

Der Entwurf steht im Einklang mit den Leitgedanken der Bundesregierung zur nachhaltigen 
Entwicklung im Sinne der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie, die der Umsetzung der UN-
Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung dient. 

Der Gesetzentwurf trägt zur Erreichung der UN-Ziele für nachhaltige Entwicklung der 
Agenda 2030, die Sustainable Development Goals (SDGs). Dazu gehört das Ziel 1 „Armut 
in jeder Form und überall beenden“ sowie das Ziel 3 „Gesundheit und Wohlergehen“. 

3. Demografische Auswirkungen 

Der Gesetzentwurf unterstützt die Demografiestrategie der Bundesregierung. 

4. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

SGB II 

Im Bereich der Grundsicherung für Arbeitsuchende nach dem SGB II führt das Sanktions-
moratorium zu mittelbaren Mehrausgaben bei den Leistungen zum Lebensunterhalt in Höhe 
von rund 18 Millionen Euro im Jahr 2022. Davon entfallen rund 17,4 Millionen Euro auf den 
Bund und rund 0,6 Millionen Euro auf die Kommunen. 

5. Erfüllungsaufwand 

Bürgerinnen und Bürger 

Die Bürgerinnen und Bürger werden durch das Sanktionsmoratorium in der Grundsicherung 
für Arbeitsuchende um rund 17.000 Stunden Erfüllungsaufwand entlastet. 

Wirtschaft 

Für die Wirtschaft ergeben sich durch den Gesetzentwurf keine Auswirkungen auf den Er-
füllungsaufwand. 

Verwaltung 

Den Trägern der Grundsicherung für Arbeitsuchende entstehen durch das Sanktionsmora-
torium Einsparungen beim Erfüllungsaufwand in Höhe von rund 3,4 Millionen Euro.  
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6. Weitere Kosten 

Der Wirtschaft, einschließlich mittelständischer Unternehmen, entstehen keine direkten 
sonstigen Kosten. 

Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucher-
preisniveau, sind nicht zu erwarten. 

7. Weitere Gesetzesfolgen 

Negative Auswirkungen auf Verbraucherinnen und Verbraucher sind durch die Änderungen 
nicht gegeben. 

Die gleichstellungspolitischen Auswirkungen der Gesetzesänderungen wurden geprüft. Die 
Regelungen sind gleichstellungspolitisch ausgewogen. Die Gleichstellung von Frauen und 
Männern in der Sprache ist gewahrt. 

VII. Befristung; Evaluierung 

Das Sanktionsmoratorium ist bis zum 31. Dezember 2022 befristet.  

Die Untersuchung der Wirkungen der Leistungen zur Eingliederung und der Leistungen zur 
Sicherung des Lebensunterhalts der Grundsicherung für Arbeitsuchende ist nach § 55 Ab-
satz 1 SGB II gesetzlich normiert und ständige Aufgabe der Bundesagentur für Arbeit. Eines 
gesonderten Evaluationsauftrages bedarf es für die Rechtsänderungen in Artikel 1 daher in 
diesem Gesetz nicht.  

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Änderung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch) 

Zu Nummer 1 

Folgeänderung zur Anfügung des § 84. 

Zu Nummer 2 

§ 84 

Der Koalitionsvertrag „Mehr Fortschritt wagen“ für die 20. Legislaturperiode sieht die Ein-
führung eines Bürgergeldes vor. In diesem Zusammenhang soll auch die vom Bundesver-
fassungsgericht im Jahr 2019 geforderte gesetzliche Neuregelung der Sanktionen erfolgen. 
Als Zwischenschritt werden die Sanktionen befristet bis zum 31. Dezember 2022 ausge-
setzt. Danach wird das Bürgergeld die Mitwirkungspflichten neuregeln. Die vorliegenden 
wissenschaftlichen Erkenntnisse und praktischen Erfahrungen aus der Zeit der Pandemie 
können ausgewertet und in die Konzeption des Bürgergeldes einbezogen werden. 

Durch die Aussetzung der Minderungsvorschriften nach § 31a ff. SGB II können im Zeit-
raum des Moratoriums keine Sanktionen bei Pflichtverletzungen und Meldeversäumnissen 
festgestellt werden. Minderungen, die bis zum Zeitpunkt des Inkrafttretens festgestellt wer-
den, sind ab dem Inkrafttreten aufzuheben. Zuweisungen in arbeitsmarktpolitische Maß-
nahmen erfolgen auch im Zeitraum des Sanktionsmoratoriums weiterhin mit Hinweis auf 
die Rechtsfolgen, die bei Pflichtverletzungen nach Ende des Moratoriums, eintreten kön-
nen. 
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Zu Artikel 2 (Inkrafttreten) 

Das Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. Die Regelung soll unverzüglich zur 
Anwendung kommen. 


